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1 Allgemeines

Mit Beschluss vom 27. Februar 2008 hat der Bundesrat Kenntnis genommen vom Entwurf
eines neuen Postgesetzes und eines neuen Postorganisationsgesetzes und das Eidg.
Departement flir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation beauftragt, die Vernehm-
lassung durchzufuhren. Die Eroffnung der Vernehmlassung erfolgte am 18. Marz 2008.
Die interessierten Kreise hatten bis zum 16. Juni 2008 Gelegenheit, zu den Entwirfen
Stellung zu nehmen. In diesem Bericht werden alle bis zum 1. Juli 2008 eingegangenen
Stellungnahmen zum POG bericksichtigt.

An der Vernehmlassung beteiligten sich 26 Kantone (+ Konferenz der Kantonsregierun-
gen), 8 politische Parteien, 3 Dachverbande der Gemeinden, Stadte und Berggebiete, 7
Spitzenverbande, 21 Branchenverbande, -vertreter und Marktteilnehmende, 3 Behérden-
stellen sowie 81 weitere Organisationen und Verbande. Insgesamt gingen 147 Stellung-
nahmen ein.

2 Ubersicht iiber die Vernehmlassungsteilnehmenden

Adressaten Keine Stellung- | Stellungnahme
nahme

1 | Kantone und Konferenz der 27 0 27
Kantonsregierungen

2 | Parteien 13 5 8
Dachverbande der Gemeinde, | 3 0 3
Stadte und Berggebiete
Dachverbande der Wirtschaft | 8 1 7
Diverse 9 0 21
Subtotal 60 6 66

6 | Spontanteilnahme 81
Total 147

3 Uberblick iiber die Resultate der Vernehmlassung zum E-POG

Der Entwurf des Bundesrates zur Totalrevision des Postorganisationsgesetzes (POG; SR
783.1) wird von den Teilnehmenden der Vernehmlassung grossmehrheitlich positiv auf-
genommen. Insbesondere die drei Kernpunkte der Vorlage, die Umwandlung der Schwei-
zerischen Post in eine Aktiengesellschaft, die Uberfiihrung des Postpersonals in das OR
sowie die Festlegung des Tatigkeitsbereiches der Post werden von einer grossen Mehr-
heit beflirwortet.

Die spezialgesetzliche Aktiengesellschaft erhalt dabei mehr Unterstutzung als die privat-
rechtliche AG. Die Zustimmung zum Wechsel der Anstellungsverhaltnisse ins Privatrecht
wird mit dem vielseitigen Wunsch verbunden, den Abschluss eines GAV allenfalls sogar
fur die gesamte Branche sicherzustellen. Verschiedene Teilnehmende, darunter Kantone,
die linken Parteien sowie die Gewerkschaften, sprechen sich zudem dafiir aus, dass die
Post kiinftig weitergehende Finanzdienstleistungen im Sinne einer "Postbank™ anbieten
durfe.




4 Antworten auf den Fragekatalog

4.1 Frage 10: Sind sie mit der vorgesehenen Organisationsform der
Post (spezialgesetzliche Aktiengesellschaft) einverstanden oder
bevorzugen Sie die Umwandlung in eine privatrechtliche Aktien-
gesellschaft?

Eine grosse Mehrheit der Teilnehmenden (35) spricht sich fiir die Umwandlung der Post in
eine spezialgesetzliche Aktiengesellschaft aus. 13 Vernehmlasser bevorzugen hingegen
eine privatrechtliche AG, 12 wiederum pladieren fir den Verbleib der Post als 6ffentlich-
rechtliche Anstalt.

4.1.1 Befurworter der spezialgesetzlichen AG

Die spezialgesetzliche Aktiengesellschaft wird mehrheitlich als die geeignete Rechtsform
empfunden, um den spezifischen Bedirfnissen des Bundes Rechnung zu tragen und
gleichzeitig der Post den angemessenen Handlungsspielraum zuzugestehen. Unter den
Befurwortern findet sich eine grosse Mehrheit der Kantone. Diese erwarten, dass die Ge-
sellschaftsform die notwendigen Steuerungs- und Informationsbedirfnisse des Bundes
sicherstellt. Obwohl einige Kantone (Al, OW, AG, SO) in einem vollstandig gedffneten
Markt eine privatrechtliche AG bevorzugen wirden, scheint das Argument der politischen
Akzeptanz dieser Rechtsform zu Gberwiegen. Von den Parteien sprechen sich CVP, EVP
und LPS und CSP fir eine spezialgesetzliche AG aus. Auch die SAB unterstitzt die Um-
wandlung in eine spezialgesetzliche AG mit Mehrheitsbeteiligung des Bundes, um der
Post gleich lange Spiesse im Wettbewerb zuzugestehen. Auch unter den Dachverban-
den der Wirtschaft kann sich eine Mehrheit grundsatzlich einverstanden erklaren mit
einer spezialgesetzlichen AG (Travail Suisse, SGB, SwissBanking, SBV, Transfair,
SGV, FER, Centre patronal). Auch wenn teilweise die Anstalt oder die privatrechtliche
AG als wiinschenswert bezeichnet wird, so lUberwiegt die Einsicht, dass die spezialge-
setzliche AG eine hohe politische Akzeptanz geniesst. Auch das Konsumenten Forum
unterstitzt eine spezialgesetzliche AG. Als weiterer Grund fir den Rechtsformwechsel
wird die Gleichstellung der Marktteilnehmenden, resp. die Herstellung gleichlanger Spies-
se (Al, VS, GR, SZ, GL, BL, SAB, Schweizer Presse, SwissBanking) vor allem bei der
Steuerpflicht (ZG, KEP) genannt. Die Mehrheitsbeteiligung des Bundes an der spezialge-
setzlichen Aktiengesellschaft ist grossmehrheitlich unbestritten, resp. wird als wichtige
Voraussetzung flr die Zustimmung zur Umwandlung der Organisationsform genannt. Ein-
zig SwissBanking sowie der SGV schlagen vor, den Weg zu einer mdglichst vollstandi-
gen Privatisierung der Post offen zu halten.

4.1.2 Beflirworter der privatrechtlichen AG

Als Befirworter der privatrechtlichen AG finden sich unter den Parteien die FDP und die
SVP. Ebenso spricht sich economiesuisse ausdriicklich fir eine privatrechtliche AG aus.
Auch die Post selbst bevorzugt eine privatrechtliche AG, da dies im vollstandig gedffneten
Markt die passende Rechtsform sei und den europaischen Entwicklungen entspreche. Die
Branchenvertreter und Brancheverbande sprechen sich mehrheitlich fiir eine privat-
rechtliche AG aus (SDV, ZPK, Schweizer Presse); aus ihrer Sicht ist vor allem die
Gleichstellung der Post, insbesondere bei der Steuerpflicht, ein wichtiges Anliegen.

4.1.3 Befilirworter einer Anstalt

Eine Minderheit der Teilnehmenden spricht sich fiir die Beibehaltung der Anstalt aus. Kei-
nen Handlungsbedarf sehen die SP und die Griinen. Sie verneinen einen zusatzlichen
Kapitalbedarf und sind der Ansicht, eine Anstalt biete alle notwendigen Handlungsspiel-
raume, welche die Post brauche. Auch der Gemeindeverband will die Anstalt beibehal-
ten. Fir den Verbleib als Anstalt sind ebenfalls GEKO und SGB. GEKO beflirchtet, dass
die Umwandlung in eine AG und die Offnung des Kapitals mit einem Kontrollverlust des
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Bundes verbunden ist und damit auch die Qualitat der Grundversorgung riskiert werde.
Auch der Verein Postagenturen pladiert flir den Verbleib bei einer Anstalt. Von den
Konsumentenverbanden dussern sich SKS und FRC fir die Beibehaltung der Anstalt,
da sie die AG als Turdffner fur eine Privatisierung betrachten.

4.2 Frage 11: Sind Sie mit der Unterstellung der Arbeitsverhaltnisse
der Post unter das Obligationenrecht einverstanden?

Grundsatzlich spricht sich eine grosse Mehrheit (32) fiir die Herauslésung des Postperso-
nals aus dem Bundespersonalgesetz aus. 10 Teilnehmende sprechen sich flr den
Verbleib im Bundespersonalrecht aus. 9 Teilnehmende sind nur unter der Bedingung,
dass es zu einem GAV-Abschluss kommt, mit dem Wechsel ins OR einverstanden.

4.2.1 Befurworter der OR-Unterstellung

Die Kantone sind Uberwiegend fur die Unterstellung der Arbeitsverhaltnisse unter das
OR. Keiner der Kantone aussert sich ausdriicklich gegen diesen Vorschlag. Von den Par-
teien dussern sich CVP, FDP, SVP, CSP, EVP und LPS fiir den Ubergang zum OR. Die
SAB erachtet den Wechsel zum OR als folgerichtig, jedoch mit Arbeitsbedingungen, wel-
che einem Betrieb mit 6ffentlichen Aufgaben wurdig sind. Von den Dachverbanden der
Wirtschaft sprechen sich economiesuisse, SGV, SwissBanking, SBV, FER und Cent-
re patronal ebenfalls fiir einen Wechsel zum OR aus. Transfair und Travail Suisse sind
nur unter der Bedingung, dass es zu einem GAV-Abschluss auf dem Niveau der Post
kommt, daflir. Die Branchenvertreter und Branchenverbande sprechen sich ebenfalls
mehrheitlich fir den Vorschlag des Bundesrates aus: KEP, Schweizer Presse, ZPK und
SDV. Und auch die Post selber erklart sich damit einverstanden.

Die Anstellung nach Obligationenrecht wird im Kontext der weiteren Markt6ffnung und der
Tatsache, dass die Post dann vollstandig im Wettbewerb stehen wird, als folgerichtig be-
zeichnet. Wichtig scheint aber in diesem Zusammenhang fur viele Vernehmlassungsteil-
nehmende, dass flankierende Massnahmen zur Sicherstellung guter Arbeitsbedingungen
bei der Post ergriffen werden. So soll die Post verpflichtet werden, GAV-Verhandlungen
zu fuhren (ZG, GR, SZ, LU, Arbeitgeberverband, Konsumenten Forum, Schweizer
Presse), einen solchen abzuschliessen (GEKO, JU, SH, BS, VS, SGB) oder ein Bran-
chen-GAYV soll angestrebt werden (Transfair, SO, Centre Patronal, Travail Suisse,
SGB, SKS, EVP, VD, VS, TI).

4.2.2 Gegner der OR-Unterstellung

Grundsatzlich ablehnend stehen GEKO, SGB, Autonome Péstlergewerkschaft, vpod
dem bundesratlichen Vorschlag gegeniber. GEKO ist der Ansicht, dass es sich die Post
aufgrund ihrer Grosse leisten kann, Arbeitsbedingungen anzubieten, welche tber dem
Durchschnitt der Branche liegen. Auch die Griinen und SP sprechen sich dagegen aus.
Die SP ist der Ansicht, dass damit insbesondere die Arbeitsplatze von weniger qualifizier-
tem Personal und solche in den Randregionen unter Druck geraten.

4.3 Frage 12: Sind Sie mit der Formulierung des Zweckartikels (Art. 3
E-POG) einverstanden (Beschrankung auf die heutigen Tatigkei-
ten insbesondere im Bereich Finanztatigkeit der Post)?

Der Entwurf des Bundesrates sieht vor, dass die Post auch kinftig Postdienste im In- und
Ausland, Zahlungsverkehrs- und Personenbeférderungsdienste sowie damit zusammen-
hangende Produkte und Dienstleistungen anbietet. Sie soll im Rahmen der tblichen Nut-
zung der Infrastruktur auch Dienstleistungen im Auftrag Dritter anbieten kdnnen. Mit die-
ser allgemein gefassten Zweckumschreibung will man der Unternehmung den notwendi-
gen Handlungsspielraum 6ffnen, sie entspricht dem Umfang der heutigen Tatigkeit. Ins-



besondere wurde auf eine Erweiterung der Finanztatigkeit auf den Bereich Kredite und
Hypotheken verzichtet.

Die Vernehmlassungsteilnehmenden erklaren sich grossmehrheitlich (29) einverstanden
mit den Vorschlagen des Bundesrates. Einige verlangen eine weitergefasste Formulie-
rung (10) und 2 Teilnehmende verlangen eine Einschrankung im Vergleich zu heute
(SVP, Autonome Postlergewerkschaft). Diverse Ausserungen gingen auch zum Thema
der Finanztatigkeit der Post resp. einer Postbank ein.

4.3.1 Beflirworter des Zweckartikels gemass Vorschlag Bundesrat

Die Beflirworter des bundesratlichen Vorschlages unterstiitzen eine offene Formulierung
mit der Begriindung, dass der Post in einem vollstandig gedffneten Markt die entspre-
chenden unternehmerischen Handlungsspielrdaume zu gewahren sind. Die Kantone sind
grossmehrheitlich einverstanden mit der Zweckformulierung. Auch die Parteien sind ein-
verstanden mit dem bundesratlichen Vorschlag. Von den Dachverbanden der Wirtschaft
erklart sich der SGB ausdricklich einverstanden mit dem vorgeschlagenen Umfang der
Tatigkeit der Post, ebenfalls positiv aussert sich der SAB zum Vorschlag des Bundesra-
tes. Die Konsumentenverbande sind alle drei einverstanden mit dem Tatigkeitsbereich
der Post (SKS, FRC und KF). Auch in den Branchenverbanden und bei den Branchen-
vertretern herrscht grundsatzlich Zustimmung zum Vorschlag des Bundesrates (SDV,
Schweizer Presse, KEP und ZPK).

4.3.2 Andere Meinungen

Zu eng ist die Formulierung des Zweckartikels nach Ansicht von NW, GL, SO und AR. Die
Post sei auf sich stark andernden Markten tatig und deshalb musse sie genugend Freiheit
erhalten, um sich weiterzuentwickeln und zukunftige Herausforderungen mitzugestalten.
Auch Transfair, Travail Suisse und die FER sprechen sich grundsatzlich fir eine weitere
Formulierung aus. Die Post selbst verlangt ebenfalls eine offene Formulierung des Unter-
nehmenszwecks, welche es ihr erlaubt, sich in den wandelnden Handels-, Kommunikati-
ons-, Daten-, E-Business- und Finanzdienstleistungsmarkten anzupassen.

Die SVP verlangt, dass der Post die Drittgeschafte (Dienste der Papeterie, Transport-
dienste mit nichtpostalischem Charakter oder Dienste von Kiosken) kiinftig untersagt wer-
den sollen und setzt sich damit fuir eine engere Formulierung des Artikel 3 E-POG aus.
Die Autonome Postlergewerkschaft will, dass sich die Post nur auf die Inlandgeschafte
konzentriert.

Fur einen Ausbau der Finanztatigkeit zur Postbank sprechen sich ausdrticklich NW, GL,
S0, ZH, BS und BE aus. Fir eine umfassende Bankentatigkeit sprechen sich auch die
SP und die Griinen aus. Transfair, TravailSuisse, SBV, SGB und GEKO sind ebenfalls
fur einen Ausbau zur Postbank. Auch die SAB ist flr einen Ausbau der Finanztatigkeit.
Dies wurde auch vom Gemeindeverband unterstutzt. Zwei der Konsumentenverbande
(SKS und FRC) aussern sich zudem positiv zu einer Bankentatigkeit der Post. Post und
SRO sprechen sich ebenfalls fur eine Zulassung der Bankentatigkeit aus.

Gegen eine Postbank hingegen votieren GR, LU, SH, Al, VD und TI. Explizit dagegen
aussern sich auch FDP und CVP sowie Economiesuisse, SwissBanking, SGV und das
Centre patronal. Die Vertreter der Finanzmarktbranche dussern sich unisono gegen eine
Ausweitung der Finanztatigkeit der Post unter den heutigen Voraussetzungen (RBA, Raif-
feisen, Verband Schweizerischer Kantonalbanken). SwissBanking will verhindern,
dass sich die Post frei in Geschaftstatigkeiten einnisten kann, welche bisher abgelehnt
worden sind, die Finanztatigkeit soll auf die Nennung der Bareinzahlungsgeschéfte be-
schrankt werden. Der Verband der schweizerischen Kantonalbanken stellt in Frage, ob
die Zahlungsverkehrstatigkeiten tUberhaupt Teil des Unternehmenszwecks der Post sein
sollten, und verlangt zumindest eine Einschrankung der Tatigkeit auf den Barzahlungs-
verkehr.



5 Zu den einzelnen Artikeln

5.1 Artikel 2 Rechtsform und Firma

Der Kanton GR beantragt, dass der Handelsregister-Eintrag der Schweizerischen Post in
allen vier Landessprachen erfolgt.

5.2 Artikel 4 Betriebsorganisation

Der Kanton FR schlagt vor, die Verpflichtung der Post, bei ihrer Organisation den Anlie-
gen der verschiedenen Regionen des Landes Rechnung zu tragen, zu erganzen, so dass
inbesondere die Anliegen der Randregionen zu bericksichtigen seien.

Die SVP hingegen spricht sich fur eine Streichung dieses Artikels aus, da diese Fest-
schreibung in einem gedéffneten Markt zu einschrankend sei.

5.3 Artikel 5 Eignerstrategie

Die Post verlangt, dass die Verbindlichkeitserklarung der strategischen Ziele gestrichen
wird. Sie bezeichnet es als widersprichlich, wenn der Bundesrat ein starke Steuerung
und Fiihrung beansprucht, gleichzeitig jedoch die Ubernahme von Verantwortung ablehnt.
Die Verankerung der strategischen Ziele solle vielmehr, analog zur Regelung im Unter-
nehmensgesetz der Swisscom (TUG; SR 784.11), in Artikel 8 erfolgen (vgl. unten zu Art.
8).

Die SVP mochte, dass der Einbezug des Parlamentes beim Erlass der Eignerstrategie im
Gesetz festgehalten werde.

5.4 Artikel 8 Aktionarskreis

Die Post schlagt vor, im Zusammenhang mit inrem Vorschlag zur Streichung von Artikel
5, in Artikel 8 einerseits das Verfahren zum Erwerb von Beteilungsrechten durch Dritte
ausdricklich zu regeln. Dazu schlagt sie die Ubernahme des Wortlautes von Artikel 6 Ab-
satz 3 TUG vor. An dieser Stelle soll dann auch der Erlass der strategischen Ziele veran-
kert werden, mit dem ausdriicklichen Hinweis, dass der Bundesrat damit seine Ziele als
Hauptaktionar transparent mache.

5.5 Artikel 10 Verwaltungsrat

Der Kanton GR fordert, dass die Personalvertretung im Verwaltungsrat gestrichen werde,
da der Handlungsspielraum damit zu sehr eingeschrankt werde.



	1  Allgemeines
	2 Übersicht über die Vernehmlassungsteilnehmenden
	3 Überblick über die Resultate der Vernehmlassung zum E-POG
	4 Antworten auf den Fragekatalog
	4.1 Frage 10: Sind sie mit der vorgesehenen Organisationsform der Post (spezialgesetzliche Aktiengesellschaft) einverstanden oder bevorzugen Sie die Umwandlung in eine privatrechtliche Aktiengesellschaft? 
	4.1.1 Befürworter der spezialgesetzlichen AG
	4.1.2 Befürworter der privatrechtlichen AG
	4.1.3 Befürworter einer Anstalt

	4.2 Frage 11: Sind Sie mit der Unterstellung der Arbeitsverhältnisse der Post unter das Obligationenrecht einverstanden?
	4.2.1 Befürworter der OR-Unterstellung
	4.2.2 Gegner der OR-Unterstellung

	4.3 Frage 12: Sind Sie mit der Formulierung des Zweckartikels (Art. 3 E-POG) einverstanden (Beschränkung auf die heutigen Tätigkeiten insbesondere im Bereich Finanztätigkeit der Post)?
	4.3.1 Befürworter des Zweckartikels gemäss Vorschlag Bundesrat
	4.3.2 Andere Meinungen


	5 Zu den einzelnen Artikeln
	5.1 Artikel 2 Rechtsform und Firma
	5.2 Artikel 4 Betriebsorganisation
	5.3 Artikel 5 Eignerstrategie
	5.4 Artikel 8 Aktionärskreis
	5.5 Artikel 10 Verwaltungsrat


